
  

 

Interpellation Nr. 72 (Juni 2024) 
betreffend vollständige oder teilweise Rückerstattung der Gewinn-Überschüsse der IWB an 
die Kundinnen und Kunden 

24.5226.01 
 

Mit Inkrafttreten des IWB-Gesetzes aus dem Jahr 2010 wurden die IWB aus der kantonalen Verwaltung 
ausgegliedert. Als öffentlich-rechtliche Anstalt sind sie im Eigentum des Kantons Basel-Stadt.  

Die IWB haben im Jahr 2023 ihren Umsatz um 11 Prozent auf 1265 Millionen Franken gesteigert, ein neuer 
Rekord. Dazu haben laut Medienmitteilung insbesondere höhere Erlöse aus der Stromversorgung im freien 
Markt, das wachsende Solargeschäft und die Ende 2022 erhöhten Gastarife beigetragen. Der Jahresgewinn 
beläuft sich auf erkleckliche 128 Millionen Franken (Vorjahr 58 Millionen Franken).  

Trotz dieses Rekordgewinns erhöhen die industriellen Werke laufend ihre Preise. So kostet auch Wasser ab dem 
1. April 2024 mehr. Die Basler Regierung hat eine Erhöhung durch die Industriellen Werke Basel um rund 7 
Prozent genehmigt.  

Der allgemeine Wassertarif (inklusive Brunnenabgabe) steigt gemäss Communique der IWB um 15 Rappen auf 
1.66 Franken pro Kubikmeter. Für einen durchschnittlichen Basler Haushalt mit einem Verbrauch von rund 110 
Kubikmeter Trinkwasser führt die Erhöhung gemäss IWB zu Mehrkosten von 16.50 Franken pro Jahr.  

Bereits per Anfang 2023 hatten die Industriellen Werke die Stromkosten um 12 bis 15 Prozent erhöht, in diesem 
Jahr nochmals um weitere 7 Prozent. Die Gaspreise sind im Januar 2022 um 25% und im Oktober 2022 um 45% 
gestiegen. Ebenso hat sich die verbrauchsabhängige C02-Abgabe von 1.741 Rappen im Jahr 2021 auf 2.178 
Rappen im Jahr 2023 erhöht. Für viele Menschen in Basel, die noch nicht an das Fernwärmenetz angeschlossen 
worden sind, werden die Heizkosten zunehmend unerschwinglich.  

Auf der anderen Seite verzeichnen die IWB derart satte Gewinne und gaben z.B. für Kommunikation und 
Marketing im Jahr 2023 rund 6.6 Millionen Franken aus. Das sind gut 1 Million Franken mehr als noch 2022. Zum 
Vergleich: Im Jahre 2019 waren es "erst" 3.7 Millionen Werbekosten. Diese sind seither also um sage und 
schreibe 76% bzw. auf rund 2.9 Millionen Franken gestiegen. Und dies bei einem Geschäftsbetrieb, der in 
unserem Kanton kaum um seine Kunden werben muss, da diese nur beschränkt Alternativen dazu haben.  

Es ist erfreulich, dass die IWB erfolgreich wirtschaften. Die IWB erzielen ihre Gewinne aber im sensiblen Bereich 
der Grundversorgung, wo die IWB auf Kantonsgebiet faktisch eine Monopolstellung innehaben. Ein Teil des 
Jahresgewinns müssen die IWB dem Kanton abliefern (2022: 20,3, 2023: 52 Millionen Franken), der ebenfalls 
einen grossen Jahresgewinn ausweist.  

Bei den gegebenen Umständen stellt sich die Frage, ob die IWB so hohe Gewinne erzielen und für sich behalten 
oder ob die Gewinn-Überschüsse zumindest teilweise wieder an die Kundinnen und Kunden zurückvergütet 
werden sollen.  

Der Regierungsrat wird daher um Beantwortung folgender Fragen gebeten: 

1. Wie steht der Regierungsrat dazu, dass die IWB Rekordergebnisse erzielen, aber gleichzeitig laufend ihre 
Preise erhöhen? 

2. Erachtet der Regierungsrat diese Praxis als verhältnismässig? 

3. Welche gesetzlichen Rahmenbedingungen bestehen, um Rückvergütungen von Gewinn­Überschüssen 
der IWB an die Kundinnen und Kunden (sowohl juristische als auch natürliche Personen) zu ermöglichen? 

4. Welche Haltung vertritt der Regierungsrat gegenüber einem solchen Rückvergütungsmodell? 

5. Falls er eine Rückvergütung ablehnt: Wie begründet er seine ablehnende Haltung? 

6. Welche Massnahmen plant der Regierungsrat, um die Transparenz der künftigen Preisgestaltung der IWB 
zu erhöhen? 

7. Wie kann sichergestellt werden, dass die IWB tiefere Preise beim Einkauf ebenso rasch wie 
Preiserhöhungen an die Kundinnen und Kunden weitergeben. 

Bruno Lötscher-Steiger 

 

 

 


